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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


UNESCO-Empfehlung zur Steilung der wissenschaftlichen Forscher 

Übersetzung - 105 - 611.21/4 - 601/75 


Die Generalkonferenz der Organisation der Ver- 
einten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und 
Kultur (UNESCO), die vom 17. Oktober bis 23. No- 
vember 1974 in Paris zu ihrer achtzehnten Tagung 
zusammengetreten ist — 

unter Hinweis darauf, daß die UNESCO nach dem 
letzten Absatz der Präambel ihrer Satzung bestrebt 
ist, durch Unterstützung der Zusammenarbeit der 
Völker der Erde (u. a.) auf dem Gebiet der Wissen- 
schaft den Weltfrieden und den allgemeinen Wohl- 
stand der Menschheit zu fördern — Ziele, um 
derentwillen die Vereinten Nationen gegründet wur- 
den und die in deren Charta verkündet sind, 

im Hinblick auf die am 10. Dezember 1948 von der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen ver- 
abschiedete Allgemeine Erklärung der Menschen- 
rechte, insbesondere deren Artikel 27 Absatz 1, der 
verkündet, daß jeder Mensch das Recht hat, am 
kulturellen Leben der Gemeinschaft frei teilzuneh- 
men und am wissenschaftlichen Fortschritt und des- 
sen Wohltaten teilzuhaben, 

in der Erkenntnis, 

a) daß die wissenschaftlichen Entdeckungen und die 
damit verbundenen technologischen Neuerungen 
und Anwendungsmöglichkeiten ungeheure Aus- 
sichten für den Fortschritt eröffnen, die sich ins- 
besondere aus der bestmöglichen Nutzung der 
Wissenschaft und wissenschaftlicher Methoden 
zum Wohl der Menschheit, zur Wahrung des 
Friedens und zum Abbau internationaler Span- 
nungen ergeben, die aber zugleich gewisse Ge- 
fahren mit sich bringen können, die besonders 
dann eine Bedrohung darstellen, wenn die Er- 


gebnisse der wissenschaftlichen Forschung gegen 
die lebenswichtigen Interessen der Menschheit 
zur Vorbereitung von Massenvernichtungskrie- 
gen oder zur Ausbeutung einer Nation durch eine 
andere benutzt werden, und die in jedem Fall 
vielschichtige ethische und rechtliche Fragen auf- 
werfen können, 

b) daß die Mitgliedstaaten, um dieser Situation ge- 
wachsen zu sein, ein Instrumentarium zur Ausar- 
beitung und Durchführung angemessener wissen- 
schaftlicher und technologischer Maßnahmen ent- 
wickeln oder erfinden sollten, d. h. Maßnahmen, 
die dazu bestimmt sind, mögliche Gefahren zu 
vermeiden und die positiven Aussichten, die 
diese Entdeckungen, technologischen Neuerungen 
und Anwendungsmöglichkeiten bieten, in vollem 
Umfang zu verwirklichen und zu nutzen, 

sowie in der Erkenntnis, 

a) daß ein Stab begabter und entsprechend ausge- 
bildeter Personen die Grundlage darstellt, auf der 
die Fähigkeit eines Landes zu Forschung und 
experimenteller Entwicklung beruht, und für die 
Nutzung und Auswertung anderswo betriebener 
Forschung unentbehrlich ist, 

b) daß die ungehinderte Mitteilung von Ergebnis- 
sen, Hypothesen und Meinungen — wie der Aus- 
druck „akademische Freiheit" andeutet — zum 
Wesen des wissenschaftlichen Prozesses gehört 
und die beste Gewähr für die Richtigkeit und 
Objektivität der wissenschaftlichen Ergebnisse 
bietet, 

c) daß zur Durchführung von Forschung und experi- 
menteller Entwicklung angemessene Unterstüt- 
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zung und entsprechende Ausrüstung erforderlich 
sind, 

in dem Bewußtsein, daß dieser Aspekt des politi- 
schen Prozesses überall auf der Welt für die Mit- 
gliedstaaten immer mehr Bedeutung gewinnt: unter 
Berücksichtigung der in der Anlage zu dieser Emp- 
fehlung aufgeführten zwischenstaatlichen Initiativen, 
die davon zeugen, daß die Mitgliedstaaten die wach- 
sende Bedeutung von Wissenschaft und Technologie 
bei der Lösung verschiedener weltweiter Probleme 
auf breiter internationaler Grundlage anerkennen, 
wodurch die Zusammenarbeit zwischen den Völkern 
verstärkt und die Entwicklung einzelner Völker be- 
günstigt wird, und in der Überzeugung, daß diese 
Tendenzen die Bereitschaft der Mitgliedstaaten, 
konkrete Schritte zur Einführung und Durchführung 
angemessener wissenschaftlicher und technologischer 
Maßnahmen zu unternehmen, fördern werden, 

in der Überzeugung, daß ein solches Vorgehen der 
Regierungen in hohem Maße dazu beitragen kann, 
die Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß die 
Fähigkeit eines Landes, Forschung und experimen- 
telle Entwicklung mit einem geschärften Verantwor- 
tungsbewußtsein gegenüber dem Menschen und sei- 
ner Umwelt zu betreiben, angeregt und verstärkt 
wird, 

in der Erwägung, daß eine der wichtigsten dieser 
Voraussetzungen darin besteht, denjenigen, die tat- 
sächlich diese Forschung und experimentelle Ent- 
wicklung in Wissenschaft und Technologie betreiben, 
unter gebührender Berücksichtigung der mit der 
Durchführung dieser Arbeit verbundenen Verant- 
wortlichkeiten und dazu notwendigen Rechte eine 
angemessene Stellung zu sichern, 

in der Erwägung, daß wissenschaftliche Forschungs- 
tätigkeit unter außergewöhnlichen Arbeitsbedingun- 
gen ausgeübt wird und von den wissenschaftlichen 
Forschern ein hohes Maß an Verantwortungsbewußt- 
sein gegenüber ihrer Arbeit, ihrem Land und den 
Idealen und Zielen der Vereinten Nationen verlangt 
und daß den Angehörigen dieses Berufs daher eine 
angemessene Stellung gebührt, 

in der Überzeugung, daß bei der gegenwärtigen Ein- 
stellung der Regierungen, der wissenschaftlichen 
Kreise und der Öffentlichkeit der Zeitpunkt für die 
Generalversammlung günstig ist, den Mitglieds- 
regierungen, die den betreffenden Arbeitnehmern 
eine angemessene Stellung sichern wollen, Leit- 
grundsätze hierfür aufzustellen, 

unter Hinweis darauf, daß in dieser Hinsicht bereits 
viel wertvolle Arbeit für die Arbeitnehmer im all- 
gemeinen und die wissenschaftlichen Forscher im be- 
sonderen geleistet worden ist, vornehmlich durch 
die in dieser Präambel und in der Anlage zu dieser 
Empfehlung aufgeführten internationalen Überein- 
künfte und sonstigen Schriftstücke, 

in dem Bewußtsein, daß die allgemein unter der Be- 
zeichnung „brain drain“ der wissenschaftlichen For- 


scher (oder „Abwanderung der Intelligenz") be- 
kannte Erscheinung in der Vergangenheit große Un- 
ruhe ausgelöst hat und manche Mitgliedstaaten auch 
weiterhin mit großer Sorge erfüllt; in dieser Hinsicht 
eingedenk der vordringlichen Bedürfnisse der Ent- 
wicklungsländer und daher in dem Wunsch, die 
wissenschaftlichen Forscher stärker dahin gehend zu 
motivieren, in denjenigen Ländern und Gebieten zu 
arbeiten, die ihrer Dienste am meisten bedürfen, 

in der Überzeugung, daß die Stellung der wissen- 
schaftlichen Forscher in allen Ländern ähnliche Pro- 
bleme aufwirft, die gemeinsam in Angriff genommen 
werden sollten und eine möglichst weitgehende An- 
wendung gemeinsamer Normen und Maßstäbe er- 
forderlich machen, deren Festlegung Zweck dieser 
Empfehlung ist, 

indem sie jedoch bei der Annahme und Anwendung 
dieser Empfehlung die große Vielfalt der Gesetze, 
sonstigen Vorschriften und Gebräuche voll und ganz 
berücksichtigt, die in den verschiedenen Ländern 
Struktur und Organisation der Forschung und der 
experimentellen Entwicklung im Bereich von Wis- 
senschaft und Technologie bestimmen, 

in dem Wunsch daher, die in den Gesetzen und Ver- 
ordnungen jedes Landes niedergelegten und durch 
seine Gebräuche bestätigten sowie die in den inter- 
nationalen Übereinkünften und sonstigen in dieser 
Präambel und in der Anlage zu dieser Empfehlung 
aufgeführten Schriftstücken enthaltenen Normen und 
Empfehlungen durch Vorschriften zur Regelung von 
Problemen zu ergänzen, die für die wissenschaft- 
lichen Forscher von zentraler Bedeutung sind, 

auf der Grundlage von Vorschlägen — Punkt 26 der 
Tagesordnung — über die Stellung der wissenschaft- 
lichen Forscher, 

nachdem sie auf ihrer 17. Tagung beschlossen hat, 
daß diese Vorschläge die Form einer Empfehlung 
an die Mitgliedstaaten erhalten sollen — 

nimmt diese Empfehlung am 24. November 1974 an. 

Die Generalkonferenz empfiehlt den Mitgliedstaaten, 
die nachstehenden Bestimmungen anzuwenden, in- 
dem sie alle erforderlichen gesetzgeberischen oder 
sonstigen Schritte zur Anwendung der in dieser 
Empfehlung enthaltenen Grundsätze und Normen in 
ihrem Hoheitsgebiet unternehmen. 

Die Generalkonferenz empfiehlt den Mitgliedstaaten, 
die für Forschung und experimentelle Entwicklung 
und die Anwendung ihrer Ergebnisse verantwort- 
lichen Behörden, Institutionen und Unternehmen so- 
wie die verschiedenen Organisationen, welche die 
Interessen der in Vereinigungen zusammengeschlos- 
senen wissenschaftlichen Forscher vertreten oder 
fördern, und sonstige Interessenten auf diese Emp- 
fehlung hinzuweisen. 

Die Generalkonferenz empfiehlt den Mitgliedstaaten, 
ihr über das auf diese Empfehlung hin Veranlaßte 
zu einem Zeitpunkt und in der Form, die sie be- 
stimmt, zu berichten. 


Gemäß Artikel IV Nr. 4 der Satzung der UNESCO zugeleitet mit Schreiben des Bundesministers des Aus- 
wärtigen vom 5. August 1975 — 611-611.21/4. 
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!. Anwendungsbereich 

1 _ Im Sinne dieser Empfehlung 

a) i) bezeichnet das Wort „Wissenschaft" die plan- 

volle Anstrengung des Menschen, der einzeln 
oder in kleinen oder großen Gruppen mittels 
objektiver Untersuchung beobachteter Phäno- 
mene Kausalzusammenhänge zu erkennen und 
zu beherrschen sucht, die so erworbenen 
Kenntnisse sammelt, indem er sie durch syste- 
matisches Bemühen um Reflexion und begriff- 
liche Bestimmung, häufig weitgehend in ma- 
thematischen Symbolen ausgedrückt, koordi- 
niert und sich damit die Möglichkeit schafft, 
aus dem Verständnis der in der Natur und in 
der Gesellschaft zu beobachtenden Prozesse 
und Phänomene Nutzen zu ziehen; 

ii) bezeichnet der Ausdruck „die Wissenschaften" 
eine Gesamtheit von Tatsachen und Hypothe- 
sen, in denen das theoretische Element in der 
Regel nachprüfbar ist, und schließt insoweit 
die Wissenschaften ein, die gesellschaftliche 
Fakten und Erscheinungen zum Gegenstand 
haben; 

b) bezeichnet das Wort „Technologie" diejenigen 
Kenntnisse, die in unmittelbarem Zusammenhang 
mit der Erzeugung oder Verbesserung von Waren 
oder Dienstleistungen stehen; 

c) i) bezeichnet der Ausdruck „wissenschaftliche 

Forschung" die Prozesse der Untersuchung, 
des Versuchs, der Begriffsbestimmung und 
der Erprobung von Theorien, die zur Entste- 
hung wissenschaftlicher Kenntnisse gehören, 
wie sie unter Buchstabe a Ziffern i und ii be- 
schrieben sind; 

ii) bezeichnet der Ausdruck „experimentelle Ent- 
wicklung" die Prozesse der Adaptation, der 
Erprobung und der Vervollkommnung, die 
eine praktische Anwendung ermöglichen; 

d) i) bezeichnet der Ausdruck „wissenschaftliche 

Forscher" die Personen, die für die Erfor- 
schung eines bestimmten Gebiets der Wissen- 
schaft oder der Technologie verantwortlich 
sind; 

ii) kann jeder Mitgliedstaat auf der Grundlage 
dieser Empfehlung die Kriterien für die Zu- 
gehörigkeit zur Kategorie der als wissen- 
schaftliche Forscher anerkannten Personen 
(wie der Besitz von Diplomen, Graden, akade- 
mischen Titeln oder Funktionen) sowie die zu 
berücksichtigenden Ausnahmen bezeichnen; 

e) bezeichnet das Wort „Stellung", auf die wissen- 
schaftlichen Forscher bezogen, das Ansehen oder 
die Beachtung, die sie genießen, wie sie zum 
einen in dem Grad der Anerkennung der mit 
ihrer Funktion verbundenen Pflichten und Ver- 
antwortlichkeiten sowie der Befähigung, mit der 
sie sie ausüben, und zum anderen in den Rech- 
ten, den Arbeitsbedingungen, der materiellen 
Hilfe und der moralischen Unterstützung, die 


ihnen bei der Erfüllung ihrer Aufgabe zuteil wer- 
den, zum Ausdruck kommen. 

2 , Diese Empfehlung gilt für alle wissenschaftlichen 
Forscher ohne Rücksicht auf 

a) die Rechtsstellung ihres Arbeitgebers oder die 
Art der Organisation oder des Unternehmens, in 
denen sie arbeiten; 

b) ihr wissenschaftliches oder technologisches Spe- 
zialgebiet; 

c) die Motivation der von ihnen betriebenen wis- 
senschaftlichen Forschung und experimentellen 
Entwicklung; 

d) die Art der Anwendung, auf die sich diese wis- 
senschaftliche Forschung und experimentelle Ent- 
wicklung am unmittelbarsten beziehen. 

3 . Für wissenschaftliche Forscher, die sich nur zeit- 
weise auf dem Gebiet der wissenschaftlichen For- 
schung und experimentellen Entwicklung betätigen, 
gilt diese Empfehlung nur während der Zeit, in der 
sie diese Tätigkeit ausüben, und nur in diesem Zu- 
sammenhang. 


il. Wissenschaftliche Forscher und Gestaltung 
der nationalen Politik 

4 . Jeder Mitgliedstaat soll sich bemühen, die wis- 
senschaftlichen und technologischen Kenntnisse in 
den Dienst der Hebung de... f^aliurellen und mate- 
riellen Wohlstands seiner Staatsangehörigen zu stel- 
len und die Ideale und Ziele der Vereinten Nationen 
zu fördern. Zu diesem Zweck soll sich jeder Mit- 
gliedstaat mit Personal, Einrichtungen und Vorrich- 
tungen für die Entwicklung und Durchführung einer 
nationalen Politik im Bereich von Wissenschaft und 
Technologie ausstatten, die dazu dienen sollen, die 
Anstrengungen in der wissenschaftlichen Forschung 
und experimentellen Entwicklung auf die Erreichung 
der nationalen Ziele auszurichten, wobei allerdings 
der Wissenschaft als solcher ein angemessener Platz 
eingeräumt werden muß. Durch ihre Politik im Be- 
reich der Wissenschaft und Technologie, durch die Art, 
wie sie Wissenschaft und Technologie zur Gestaltung 
ihrer Politik im allgemeinen verwenden, und vor 
allem durch ihre Haltung gegenüber den wissen- 
schaftlichen Forschern sollen die Mitgliedstaaten 
zeigen, daß wissenschaftliche und technologische 
Tätigkeiten nicht isoliert ausgeübt werden dürfen, 
sondern daß sie Teil des gemeinsamen Bemühens 
der Völker sind, eine menschlichere und wahrhaft 
gerechte Gesellschaft aufzubauen. 

5 . Auf allen geeigneten Ebenen der nationalen Pla- 
nung im allgemeinen und der Planung im Bereich 
von Wissenschaft und Technologie im besonderen 
sollen die Mitgliedstaaten 

a) die öffentliche Finanzierung der wissenschaft- 
lichen Forschung und der experimentellen Ent- 
wicklung als eine Form öffentlicher Investitionen 
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behandeln, die sich meistens zwangsläufig erst 
langfristig auszahlen, und 

b) alle geeigneten Maßnahmen treffen, damit die 
öffentliche Meinung über die Berechtigung, ja die 
Unerläßlichkeit dieser Ausgaben, laufend unter- 
richtet wird. 

6 . Die Mitgliedstaaten sollen sich nach Kräften be- 
mühen, ihr Wissen um die Notwendigkeit der An- 
wendung von Wissenschaft und Technologie auf 
vielen besonderen Gebieten von mehr als nationaler 
Bedeutung in internationale Politik und Praxis um- 
zusetzen, wobei an umfassende und vielschichtige 
Probleme wie Erhaltung des Weltfriedens und Be- 
seitigung der Not sowie andere Probleme gedacht 
ist, die nur auf internationaler Ebene wirksam zu 
lösen sind, z. B. Überwachung und Verhütung der 
Umweltverschmutzung, Wettervorhersage und Vor- 
hersage von Erdbeben, 

7 . Die Mitgliedstaaten sollen den wissenschaftlichen 
Forschern die Möglichkeit geben, an der grundsätz- 
lichen Planung der nationalen Politik im Bereich der 
wissenschaftlichen Forschung und experimentellen 
Entwicklung mitzuwirken. Jeder Mitgliedstaat soll 
insbesondere dafür sorgen, daß diese Planung unter 
Heranziehung geeigneter Einrichtungen durchgeführt 
wird, die Rat und Hilfe von wissenschaftlichen For- 
schern und deren Berufsorganisationen erhalten. 

8 . Jeder Mitgliedstaat soll seinen Bedürfnissen ent- 
sprechende Verfahren einführen, damit die wissen- 
schaftlichen Forscher bei der Durchführung öffent- 
lich geförderter wissenschaftlicher Forschung und 
experimenteller Entwicklung ihre Verantwortlichkeit 
gegenüber der Allgemeinheit achten, dabei jedoch 
ein ihrer Aufgabe und dem Fortschritt von Wissen- 
schaft und Technologie entsprechendes Maß an Un- 
abhängigkeit genießen. Es gilt in vollem Umfang zu 
berücksichtigen, daß die nationale Wissenschafts- 
politik die schöpferische Tätigkeit der wissenschaft- 
lichen Forscher unter strikter Wahrung der für den 
wissenschaftlichen Fortschritt notwendigen Unab- 
hängigkeit und Freiheit der Forschung fördern sollte. 

9 . Im Hinblick auf die oben dargelegten Ziele und 
unter Beachtung des Grundsatzes der Freizügigkeit 
der wissenschaftlichen Forscher sollen die Mitglied- 
staaten es sich angelegen sein lassen, das allgemeine 
Klima zu schaffen und die Maßnahmen zur geistigen 
und materiellen Unterstützung und Förderung der 
wissenschaftlichen Forscher zu treffen, die erforder- 
lich sind, 

a) damit junge Leute von Format den Beruf ge- 
nügend reizvoll finden und genügend Vertrauen 
in die wissenschaftliche Forschung und experi- 
mentelle Entwicklung als aussichtsreiche und 
einigermaßen sichere Karriere setzen, um eine 
ständige angemessene Regeneration des wissen- 
schaftlichen und technologischen Personals eines 
Landes zu gewährleisten; 

b) damit die Bildung und Entwicklung eines Stabs 
wissenschaftlicher Forscher aus den Reihen der 
Bevölkerung begünstigt wird, die sich als wür- 


dige Mitglieder der internationalen wissenschaft- 
lichen und technologischen Gemeinschaft betrach- 
ten und von ihren Kollegen in der ganzen Welt 
als solche angesehen werden; 

c) damit eine Lage gefördert wird, die der Mehr- 
zahl der wissenschaftlichen Forscher oder der 
jungen Leute, die diesen Beruf ergreifen wollen, 
die notwendigen Anreize geben kann, im Dienst 
ihres Landes zu wirken und dorthin zurückzu- 
kehren, wenn sie einen Teil ihrer Bildung, Aus- 
bildung oder Erfahrung im Ausland erworben 
haben. 


III. Erste Bildung und Ausbildung der 
wissenschaftlichen Forscher 

10 . Die Mitgliedstaaten sollen nicht aus dem Auge 
verlieren, daß eine leistungsfähige wissenschaftliche 
Forschung von dem, der sich ihr widmet, Integrität 
und Reife, gepaart mit hervorragenden ethischen 
und intellektuellen Qualitäten, verlangt. 

11 . Um die Heranbildung wissenschaftlicher For- 
scher dieses Formats zu begünstigen, sollen die Mit- 
gliedstaaten unter anderem 

a) dafür sorgen, daß alle ihre Staatsangehörigen 
unabhängig von Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, 
Sprache, Religion, politischer oder sonstiger Mei- 
nung, nationaler oder sozialer Herkunft, wirt- 
schaftlicher Lage oder Geburt die gleiche Mög- 
lichkeit haben, eine erste Bildung und Ausbil- 
dung zu erhalten, die sie zur wissenschaftlichen 
Forschung befähigen, und daß alle, die diese 
Fähigkeit erworben haben, gleichermaßen Zu- 
gang zu den in der wissenschaftlichen Forschung 
vorhandenen Arbeitsplätzen haben; 

b) den Sinn für den Dienst an der Gemeinschaft, der 
ein wichtiger Faktor dieser Bildung und Aus- 
bildung ist, fördern. 

12 . Die Mitgliedstaaten sollen, soweit dies mit der 
gebotenen Unabhängigkeit der Lehrkräfte Vereinbar 
ist, alle Bildungsinitiativen unterstützen, die diesen 
Sinn entwickeln sollen und beispielsweise darin be- 
stehen können, 

a) sozialwissenschaftliche oder Umweltfragen in die 
Lehrpläne und Kurse für Naturwissenschaften 
und Technologie aufzunehmen oder stärker zu 
berücksichtigen, 

b) Bildungsmethoden zu entwickeln und anzuwen- 
den, die geeignet sind, persönliche Qualitäten 
und Geisteshaltungen zu wecken und zu stimu- 
lieren, wie etwa 

i) Selbstlosigkeit und intellektuelle Redlichkeit, 

ii) die Fähigkeit, ein Problem oder eine Lage 
nicht nur mit Augenmaß und dem Sinn für 
Proportionen, sondern auch unter Berücksich- 
tigung aller menschlichen Bezüge zu prüfen; 

iii) die Fähigkeit, auch die staatsbürgerlichen und 
ethischen Auswirkungen eines Problems zu 
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erkennen, das den Erwerb neuer Kenntnisse 
erforderlich macht, obwohl es zunächst nur 
technischer Art zu sein scheint; 

iv) rasches Erfassen mutmaßlicher und möglicher 
sozialer und ökologischer Folgen der Betäti- 
gungen im Bereich der wissenschaftlichen For- 
schung und experimentellen Entwicklung; 

v) die Bereitschaft zur Kommunikation mit ande- 
ren, nicht nur in wissenschaftlichen und tech- 
nologischen Kreisen, sondern auch außerhalb 
derselben, wozu auch die Bereitschaft zur 
Team-Arbeit und zur Zusammenarbeit mit 
Vertretern anderer Berufe gehört. 


IV. Die Berufung des wissenschaftlichen 
Forschers 

13. Die Mitgliedstaaten sollen sich vergegenwärti- 
gen, daß das Bewußtsein einer Berufung bei den 
wissenschaftlichen Forschern erheblich gestärkt wer- 
den kann, wenn man sie ermutigt, ihr Wirken als 
einen Dienst sowohl an ihren Landsleuten als auch 
an der ganzen Menschheit zu betrachten. Die Mit- 
gliedstaaten sollen sich bemühen, durch die Art der 
Behandlung der wissenschaftlichen Forscher und 
durch ihre Haltung ihnen gegenüber zum Ausdruck 
zu bringen, daß sie die in diesem Geist des Dienstes 
an der Gemeinschaft geleistete wissenschaftliche 
Forschung und experimentelle Entwicklung ermuti- 
gen. 


Der staatsbürgerliche und ethische Aspekt 
der wissenschaftlichen Forschung 

14. Die Mitgliedstaaten sollen sich bemühen, gün- 
stige Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß die 
wissenschaftlichen Forscher mit Unterstützung der 
Behörden die Verantwortung und das Recht haben, 

a) in günstiger Unabhängigkeit nach wissenschaft- 
licher Wahrheit, wie sie sie verstehen, zu suchen, 
sie zu erläutern und für sie einzutreten; 

b) an der Bestimmung der Ziele und Zwecke ihrer 
Arbeitsprogramme und der anzuwendenden Me- 
thoden, die ihrer Verantwortung in humanitärer, 
sozialer und ökologischer Hinsicht entsprechen 
sollten, mitzuwirken; 

c) zum menschlichen, sozialen oder ökologischen 
Wert bestimmter Vorhaben ungehindert Stellung 
zu nehmen und im äußersten Fall ihre Mitwir- 
kung einzustellen, wenn ihr Gewissen ihnen dies 
gebietet; 

d) einen positiven und konstruktiven Beitrag zu 
Wissenschaft, Kultur und Bildung in ihrem eige- 
nen Land sowie zur Verwirklichung der natio- 
nalen Ziele, zur Mehrung des Wohlstands ihrer 
Mitbürger und zur Durchsetzung der internatio- 
nalen Ideale und Ziele der Vereinten Nationen 
zu leisten, 

wobei die Mitgliedstaaten allerdings, wenn sie wis- 
senschaftliche Forscher beschäftigen, so genau und 


erschöpfend wie möglich diejenigen Fälle bezeich- 
nen sollen, in denen sie es für notwendig erachten, 
von den unter den Buchstaben a bis d aufgeführten 
Grundsätzen abzuweichen. 

15. Die Mitgliedstaaten sollen geeignete Schritte 
unternehmen, um alle anderen Arbeitgeber von wis- 
senschaftlichen Forschern zu veranlassen, die in Ab- 
satz 14 enthaltenen Empfehlungen zu berücksichti- 
gen. 


Der internationale Aspekt 

der wissenschaftlichen Forschung 

16. Die Mitgliedstaaten sollen erkennen, daß die 
wissenschaftlichen Forscher sich immer häufiger in 
Situationen befinden, in denen die wissenschaftliche 
Forschung und experimentelle Entwicklung, mit de- 
nen sie befaßt sind, eine internationale Größenord- 
nung haben, und sie sollen sich bemühen, ihnen zu 
helfen, diese Situationen für den Weltfrieden, die 
Verständigung und Zusammenarbeit zwischen den 
Völkern und das Wohl der ganzen Menschheit nutz- 
bar zu machen. 

17. Unterstützen sollen die Mitgliedstaaten, soweit 
irgend möglich, vor allem Initiativen wissenschaft- 
licher Forscher, die dem besseren Verständnis der 
Faktoren dienen sollen, von denen das überleben 
und das wohl der Menschheit insgesamt abhängen. 

18. Jeder Mitgliedstaat soll die Kenntnisse, die 
Arbeit und den Idealismus seiner eigenen wissen- 
schaftlichen Forscher, vor allem der jüngeren Gene- 
ration, nutzen, um so großzügig, wie es seine Mittel 
erlauben, zu den weltweiten wissenschaftlichen und 
technologischen Forschungsanstrengungen beizutra- 
gen. Die Mitgliedstaaten sollen jeden Rat und Bei- 
stand der wissenschaftlichen Forscher bei sozio-öko- 
nomischen Entwicklungsbemühungen, die zur Festi- 
gung einer echten Kultur und der nationalen Souve- 
ränität beitragen, begrüßen. 

19. Damit das ganze Potential der wissenschaft- 
lichen und technologischen Kenntnis rasch in den 
Dienst aller Völker gestellt werden kann, sollen die 
Mitgliedstaaten die wissenschaftlichen Forscher drin- 
gend auffordern, die in den Absätzen 16, 17 und 18 
aufgestellten Grundsätze zu beherzigen. 


V. Voraussetzungen für ein erfolgreiches 
Wirken der wissenschaftlichen Forscher 

20. Die Mitgliedstaaten sollen 

a) berücksichtigen, daß den wissenschaftlichen For- 
schern sowohl im Interesse der Allgemeinheit als 
auch in ihrem eigenen Interesse die moralische 
Unterstützung und materielle Hilfe zuteil werden 
müssen, die eine erfolgreiche Tätigkeit in der 
wissenschaftlichen Forschung und experimentel- 
len Entwicklung ermöglichen; 
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b) erkennen, daß sie in dieser Hinsicht als Arbeit- 
geber wissenschaftlicher Forscher eine besonders 
große Verantwortung tragen und daher anderen, 
nichtstaatlichen Stellen, die solche Forscher be- 
schäftigen, mit gutem Beispiel vorangehen soll- 
ten; 

c) auf andere Arbeitgeber wissenschaftlicher For- 
scher dahin gehend einwirken, daß sie der Schaf- 
fung zufriedenstellender Arbeitsbedingungen für 
wissenschaftliche Forscher, insbesondere hinsicht- 
lich der in diesem Abschnitt behandelten Punkte, 
besondere Aufmerksamkeit schenken; 

d) dafür sorgen, daß Arbeitsbedingungen und Be- 
zahlung der wissenschaftlichen Forscher unab- 
hängig von Geschlecht, Sprache, Alter, Religion 
oder nationaler Herkunft ihrer Stellung und ihrer 
Leistung entsprechen. 


Angemessene Berufsaussichten und 
Aufstiegsmöglichkeiten 

21. Die Mitgliedstaaten sollen, möglichst im Rah- 
men einer gesamtstaatlichen Arbeitsmarktpolitik, 
den Bedürfnissen der wissenschaftlichen Forscher 
entsprechende Beschäftigungskonzepte entwerfen, 
indem sie insbesondere 

a) den von ihnen unmittelbar beschäftigten wissen- 
schaftlichen Forschern ausreichende Berufsaus- 
sichten und Aufstiegsmöglichkeiten — nicht un- 
bedingt nur im Bereich der wissenschaftlichen 
Forschung und experimentellen Entwicklung — 
bieten und nichtstaatliche Arbeitgeber ermutigen, 
es ebenso zu machen; 

b) alles daransetzen, wissenschaftliche Forschung 
und experimentelle Entwicklung so zu planen, daß 
die wissenschaftlichen Forscher nicht lediglich 
wegen der Art ihrer Tätigkeit vermeidbaren 
Schwierigkeiten ausgesetzt sind; 

c) die Möglichkeit prüfen, die für eine Umschulung 
und anderweitige Verwendung der ständig bei 
ihnen beschäftigten wissenschaftlichen Forscher 
erforderlichen Mittel im Rahmen der Planung der 
wissenschaftlichen Forschung und experimentel- 
len Entwicklung bereitzustellen, insbesondere, 
wenn auch nicht ausschließlich, bei zeitlich be- 
grenzten Programmen oder Projekten; wo dies 
nicht möglich ist, soll für angemessene Aus- 
gleichsregelungen gesorgt werden; 

d) jungen wissenschaftlichen Forschern die Möglich- 
keit geben, entsprechend ihren Fähigkeiten auf 
dem Gebiet der wissenschaftlichen Forschung und 
experimentellen Entwicklung wichtige Arbeit zu 
leisten. 


Ständige Fortbildung 

22. Die Mitgliedstaaten sollen darauf hinwirken, 

a) daß wissenschaftliche Forscher ebenso wie andere 
Gruppen von Berufstätigen mit vergleichbaren 
Problemen die Möglichkeit haben, ihr Wissen auf 


ihrem eigenen Gebiet und auf verwandten Ge- 
bieten durch Teilnahme an Konferenzen, freien 
Zugang zu Bibliotheken und anderen Informa- 
tionsquellen sowie Teilnahme an allgemeinbil- 
denden oder berufsbildenden Kursen auf den 
neuesten Stand zu bringen; wenn nötig soll den 
wissenschaftlichen Forschern auch Gelegenheit 
zur weiteren wissenschaftlichen Ausbildung ge- 
geben werden, damit sie in einen anderen Zweig 
der wissenschaftlichen Tätigkeit überwechseln 
können; 

b) daß geeignete Einrichtungen hierfür geschaffen 
werden. 

Mobilität, insbesondere im öffentlichen Dienst 

23. Die Mitgliedstaaten sollen durch geeignete Maß- 
nahmen im Rahmen einer gesamtstaatlichen Politik 
für hochqualifizierte Arbeitskräfte den Austausch 
und die Mobilität der wissenschaftlichen Forscher 
fördern und erleichtern, etwa im Bereich der wissen- 
schaftlichen Forschung und experimentellen Entwick- 
lung im öffentlichen Dienst, auf dem Hochschulsek- 
tor und in den Produktionsbetrieben. 

24. Die Mitgliedstaaten sollen auch bedenken, daß 
der Staatsapparat auf allen Ebenen von den beson- 
deren Fähigkeiten und Erkenntnissen der wissen- 
schaftlichen Forscher profitieren kann. Daher könn- 
ten alle Mitgliedstaaten Nutzen ziehen aus einer 
sorgfältigen vergleichenden Untersuchung der bishe- 
rigen Erfahrungen in denjenigen Mitgliedstaaten, die 
speziell auf wissenschaftliche Forscher zugeschnit- 
tene Gehaltstabellen und sonstige Arbeitsbedingun- 
gen eingeführt haben; dabei soll festgestellt werden, 
inwieweit solche Regelungen zur Lösung der eigenen 
Probleme eines Landes herangezogen werden könn- 
ten. In diesem Zusammenhang dürften folgende 
Punkte besondere Beachtung verdienen: 

a) optimaler Einsatz von wissenschaftlichen For- 
schern im Rahmen einer gesamtstaatlichen Politik 
auf dem Gebiet hochqualifizierter Arbeitskräfte; 

b) Zweckmäßigkeit der Einführung gesicherter Ver- 
fahren zur regelmäßigen Überprüfung der mate- 
riellen Lage der wissenschaftlichen Forscher, um 
zu gewährleisten, daß diese in etwa der Lage an- 
derer Arbeitnehmer mit vergleichbarer Erfahrung 
und Qualifikation entspricht und dem Lebens- 
standard des betreffenden Landes angemessen 
ist; 

c) Angebot günstiger Berufsaussichten in öffent- 
lichen Forschungseinrichtungen und Möglichkeit 
des überwechselns wissenschaftlicher Forscher 
mit entsprechender wissenschaftlicher oder tech- 
nologischer Qualifikation von der wissenschaft- 
lichen Forschung und experimentellen Entwick- 
lung in die Verwaltung. 

25. Die Mitgliedstaaten sollen außerdem den Um- 
stand nutzen, daß Wissenschaft und Technologie 
durch enge Kontakte zu anderen Bereichen staat- 
licher Aktivität Anregungen empfangen können und 
umgekehrt. Die Mitgliedstaaten sollen demgemäß 
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darauf achten, daß sie wissenschaftliche Forscher 
nicht entmutigen, die sich nach anfänglicher Betäti- 
gung in der eigentlichen wissenschaftlichen For- 
schung und experimentellen Entwicklung ihrer Nei- 
gung und Begabung entsprechend Tätigkeiten auf 
verwandten Gebieten zuwenden. Vielmehr sollen 
die Mitgliedstaaten ihr besonderes Augenmerk auf 
solche wissenschaftlichen Forscher richten, die auf- 
grund ihrer ursprünglichen Ausbildung in wissen- 
schaftlicher Forschung und experimenteller Entwick- 
lung und der danach erworbenen Erfahrung für die 
Übernahme von Aufgaben etwa im Management der 
wissenschaftlichen Forschung und experimentellen 
Entwicklung oder auf dem weiteren Feld der gesam- 
ten Wissenschafts- und Technologiepolitik geeignet 
erscheinen, und sie ermutigen, ihre Fähigkeiten in 
dieser Richtung voll zu entfalten. 


Teilnahme an internationalen Zusammenkünften 
wissenschaftlichen und technologischen Charakters*) 

26 . Die Mitgliedstaaten sollen den Gedanken- und 
Informationsaustausch unter wissenschaftlichen For- 
schern in aller Welt tatkräftig fördern, da er für eine 
gesunde Entwicklung von Wissenschaft und Techno- 
logie wesentlich ist; zu diesem Zweck sollen sie die 
erforderlichen Maßnahmen treffen, die es den wis- 
senschaftlichen Forschern ermöglichen, während 
ihres ganzen Berufslebens an internationalen Zusam- 
menkünften wissenschaftlichen und technologischen 
Charakters teilzunehmen und ins Ausland zu reisen. 

27 , Die Mitgliedstaaten sollen darüber hinaus da- 
für sorgen, daß alle staatlichen oder halbstaatlichen 
Stellen, die wissenschaftliche Forschung und experi- 
mentelle Entwicklung entweder selbst betreiben oder 
Träger solcher Tätigkeiten sind, regelmäßig einen 
Teil ihrer Haushaltsmittel für die Finanzierung der 
Teilnahme bei ihnen beschäftigter wissenschaftlicher 
Forscher an derartigen internationalen Veranstaltun- 
gen wissenschaftlichen oder technologischen Cha- 
rakters bereitstellen. 


Zugang der wissenschaftlichen Forscher 
zu verantwortungsvolleren und entsprechend 
dotierten Positionen 

28 . Die Mitgliedstaaten sollen in der Praxis darauf 
hinwirken, daß Entscheidungen über den Zugang bei 
ihnen beschäftigter wissenschaftlicher Forscher zu 
verantwortungsvolleren und entsprechend höher do- 
tierten Positionen im wesentlichen aufgrund einer 
gerechten und realistischen Beurteilung der durch 
ihre bisherigen oder jetzigen Leistungen bewiesenen 
Fähigkeiten der Betreffenden sowie aufgrund amt- 
licher oder akademischer Nachweise über erworbene 
Kenntnisse oder unter Beweis gestellte Fähigkeiten 
getroffen werden. 


*) Anmerkung des Übersetzers; Überschrift erscheint nur 
im englischen Wortlaut. 


Gesundheitsschutz; soziale Sicherheit 

29 . a) Die Mitgliedstaaten sollen einsehen, daß es 

ihnen als Arbeitgeber wissenschaftlicher For- 
scher obliegt, nach Maßgabe ihrer innerstaat- 
lichen Vorschriften und der internationalen 
Übereinkünfte über den Schutz der Arbeit- 
nehmer im allgemeinen vor schädlichen und 
gefährlichen Umwelteinflüssen soweit irgend 
möglich die Gesundheit und Sicherheit der 
bei ihnen beschäftigten wissenschaftlichen 
Forscher ebenso wie aller anderen Personen, 
die von wissenschaftlicher Forschung und 
experimenteller Entwicklung in Mitleiden- 
schaft gezogen werden könnten, zu schützen. 
Sie sollen daher dafür Sorge tragen, daß 
die Leitung wissenschaftlicher Einrichtungen 
entsprechende Sicherheitsnormen durchsetzt, 
ihre Beschäftigten mit den notwendigen 
Sicherheitsmaßnahmen vertraut machen, die 
Gesundheit gefährdeter Personen über- 
wachen und schützen, Warnungen — vor al- 
lem der wissenschaftlichen Forscher selbst — 
vor neuen (tatsächlichen oder möglichen) Ge- 
fahren gebührend beachten und entsprechend 
handeln und schließlich für angemessene Ar- 
beitszeit und Ruhepausen sorgen, wozu auch 
ein bezahlter Jahresurlaub gehört. 

b) Die Mitgliedstaaten sollen geeignete Schritte 
unternehmen, um andere Arbeitgeber von 
wissenschaftlichen Forschern zu ähnlichem 
Vorgehen zu veranlassen. 

30 . Die Mitgliedstaaten sollen dafür sorgen, daß 
die wissenschaftlichen Forscher (wie alle anderen 
Arbeitnehmer auch) je nach Alter, Geschlecht, Fami- 
lienverhältnissen, Gesundheitszustand und Art der 
Tätigkeit in den Genuß eines angemessenen und ge- 
rechten Systems der sozialen Sicherheit kommen. 


Förderung, Beurteilung, Darstellung 

und Anerkennung der schöpferischen Leistung 

Förderung 

31 . Die Mitgliedstaaten sollen darauf bedacht sein, 
die schöpferische Leistung aller wissenschaftlichen 
Forscher in Wissenschaft und Technologie tatkräftig 
zu fördern. 

Beurteilung 

32 . Die Mitgliedstaaten sollen bezüglich der von 
ihnen beschäftigten wissenschaftlichen Forscher 

a) bei der Beurteilung der schöpferischen Leistung 
der wissenschaftlichen Forscher gebührend be- 
rücksichtigen, daß eine persönliche Fähigkeit 
schwer meßbar ist, da sie sich selten kontinuier- 
lich und gleichmäßig darstellt; 

b) diejenigen wissenschaftlichen Forscher, bei denen 
die Entwicklung dieser Fähigkeit Aussicht auf Er- 
folg bietet, in die Lage versetzen und gegebenen- 
falls ermutigen. 
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i) sich entweder einem anderen Gebiet der Wis- 
senschaft oder der Technologie zuzuwenden 

ii) oder aber von der wissenschaftlichen For- 
schung und experimentellen Entwicklung zu 
anderen Tätigkeiten überzuwechseln, bei de- 
nen ihre Erfahrung und ihre erwiesenen son- 
stigen persönlichen Eigenschaften in einem 
neuen Rahmen besser genutzt werden können. 

33 . Die Mitgliedstaaten sollen anderen Arbeitge- 
bern von wissenschaftlichen Forschern ein ähnliches 
Vorgehen nahelegen. 

34 . Um eine objektive Beurteilung der schöpferi- 
schen Leistung zu ermöglichen, sollen die Mitglied- 
staaten dafür sorgen, daß die wissenschaftlichen For- 
scher 

a) die Möglichkeit haben, Fragen, Kritik und Vor- 
schläge von Kollegen aus aller Welt ungehindert 
entgegenzunehmen und aus diesen Mitteilungen 
und dem daraus erwachsenden Austausch Anre- 
gungen zu empfangen; 

b) sich in Ruhe des internationalen Beifalls erfreuen 
können, den sie sich durch ihre wissenschaftlichen 
Verdienste erworben haben. 

Darstellung durch Veröffentlichung 

35 . Die Mitgliedstaaten sollen die Veröffentlichung 
der Arbeitsergebnisse der wissenschaftlichen For- 
scher ermutigen und unterstützen, um ihnen die 
Möglichkeit zu geben, sich ihren Verdiensten ent- 
sprechend einen Namen zu machen, und um gleich- 
zeitig den Fortschritt in Wissenschaft, Technologie, 
Bildung und Kultur im allgemeinen zu fördern. 

36 . Zu diesem Zweck sollen die Mitgliedstaaten 
sicherstellen, daß wissenschaftliche und technolo- 
gische Schriften wissenschaftlicher Forscher ange- 
messenen Rechtsschutz, insbesondere Urheberrechts- 
schutz, genießen. 

37 . Die Mitgliedstaaten sollen im Einvernehmen 
mit den Berufsverbänden der wissenschaftlichen For- 
scher bei den Arbeitgebern von wissenschaftlichen 
Forschern systematisch darauf hinwirken und sich 
auch selbst als Arbeitgeber bemühen, 

a) als Norm anzusehen, daß es den wissenschaft- 
lichen Forschern freisteht und sie ermutigt wer- 
den, ihre Arbeitsergebnisse zu veröffentlichen; 

b) das Recht der wissenschaftlichen Forscher zur 
Veröffentlichung ihrer Arbeiten, unbeschadet des 
Interesses der Allgemeinheit und der Rechte des 
Arbeitgebers und der Mitarbeiter, so wenig wie 
möglich zu beschränken; 

c) in den Anstellungsbedingungen so klar wie mög- 
lich schriftlich die Fälle zu bezeichnen, in denen 
es zu derartigen Beschränkungen kommen kann; 

d) ferner klar zu bezeichnen, auf welche Art und 
Weise ein wissenschaftlicher Forscher erfahren 
kann, ob die hier erwähnten Beschränkungen auf 


einen bestimmten Fall zutreffen, und welche 
Rechtsmittel ihm zur Verfügung stehen. 

Anerkennung 

38 . Die Mitgliedstaaten sollen zeigen, daß sie gro- 
ßen Wert darauf legen, daß den wissenschaftlichen 
Forschern für die in ihrer Tätigkeit zum Ausdruck 
kommende schöpferische Anstrengung angemessene 
ideelle Unterstützung und materielle Entschädigung 
zuteil werden. 

39 . Darum sollen die Mitgliedstaaten 

a) bedenken, 

i) daß die Frage, inwieweit die schöpferische 
Leistung wissenschaftlicher Forscher aner- 
kannt und gewürdigt wird, sich auf den Grad 
ihrer beruflichen Befriedigung auswirken 
kann; 

ii) daß die berufliche Befriedigung dazu angetan 
ist, die Leistung in der wissenschaftlichen For- 
schung im allgemeinen und dabei ganz beson- 
ders das kreative Element zu beeinflussen; 

b) zu einer der schöpferischen Leistung entsprechen- 
den Haltung gegenüber den wissenschaftlichen 
Forschern kommen und eine solche Haltung emp- 
fehlen. 

40 . Desgleichen sollen die Mitgliedstaaten als stän- 
dige Praxis einführen und empfehlen, 

a) daß in den schriftlichen Anstellungsbedingungen 
für wissenschaftliche Forscher (etwaige) Rechte 
des Forschers (und gegebenenfalls anderer betei- 
ligter Parteien) in bezug auf Entdeckungen, Er- 
findungen oder Verbesserungen technischer Ver- 
fahren, die das Ergebnis seiner Tätigkeit in wis- 
senschaftlicher Forschung und experimenteller 
Entwicklung sind, eindeutig festgelegt werden; 

b) daß die wissenschaftlichen Forscher vom Arbeit- 
geber stets auf derartige schriftliche Bestimmun- 
gen hingewiesen werden, ehe sie ihre Tätigkeit 
aufnehmen. 


Flexible Auslegung und Anwendung 

der Beschäftigungsbedingungen für wissenschaftliche 

Forscher 

41 . Die Mitgliedstaaten sollen darauf achten, daß 
die wissenschaftliche Forschung und experimentelle 
Entwicklung nicht zu reiner Routine wird. Sie sollen 
daher dafür Sorge tragen, daß alle Schriftstücke über 
Anstellungs- oder Arbeitsbedingungen für wissen- 
schaftliche Forscher möglichst flexibel formuliert und 
ausgelegt werden, um den Erfordernissen von Wis- 
senschaft und Technologie zu entsprechen. Diese 
Flexibilität soll allerdings nicht dazu benutzt wer- 
den, wissenschaftliche Forscher im Vergleich zu an- 
deren Arbeitnehmern mit gleicher Qualifikation und 
Verantwortung weniger günstigen Beschäftigungs- 
bedingungen zu unterwerfen. 
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Interessenvertretung der wissenschaftlichen Forscher 

42 , Die Mitgliedstaaten sollen es als durchaus recht- 
mäßig, ja sogar wünschenswert ansehen, daß die 
wissenschaftlichen Forscher sich in Übereinstimmung 
mit den Rechten der Arbeitnehmer im allgemeinen *) 
und in Anlehnung an die Grundsätze der in der An- 
lage aufgeführten internationalen Übereinkünfte zur 
Wahrung und Förderung ihrer Einzel- und Gruppen- 
interessen in Vereinigungen wie Gewerkschaften, 
Berufsverbänden und wissenschaftlichen Gesell- 
schaften zusammenschließen. In allen Fällen, in de- 
nen die Rechte wissenschaftlicher Forscher geschützt 
werden müssen, sollen diese Organisationen das 
Recht haben, die berechtigten Forderungen der For- 
scher zu unterstützen. 


VI. Anwendung und Auswertung dieser 
Empfehlung 

43 . Die Mitgliedstaaten sollen ihre eigenen Maß- 
nahmen hinsichtlich der Stellung der wissenschaft- 
lichen Forscher auszubauen und zu ergänzen suchen, 
indem sie mit allen innerstaatlichen und internatio- 
nalen Gremien, deren Tätigkeit mit den Zielen die- 
ser Empfehlung im Zusammenhang steht, Zusammen- 
arbeiten, insbesondere mit den nationalen Kommis- 
sionen für die UNESCO, internationalen Organisatio- 
nen, Organisationen der Lehrkräfte für Wissenschaft 
und Technologie, den Arbeitgebern ganz allgemein, 
wissenschaftlichen Gesellschaften, Berufsverbänden 


•) Anmerkung des Übersetzers: Dieser Passus erscheint 
nur im englischen Wortlaut. 


und Gewerkschaften wissenschaftlicher Forscher, 
Vereinigungen wissenschaftlicher Schriftsteller und 
J ugendorganisationen. 

44 , Die Mitgliedstaaten sollen die Arbeit der ge- 
nannten Gremien mit den geeigneten Mitteln unter- 
stützen. 

45 , Die Mitgliedstaaten sollen die wachsame und 
tatkräftige Mitarbeit aller Organisationen wissen- 
schaftlicher Forscher gewinnen, indem sie gewähr- 
leisten, daß diese im Geiste des Dienstes an der 
Gemeinschaft tatsächlich die Verantwortung über- 
nehmen, die Rechte genießen und die Anerkennung 
der Stellung erwirken können, die in dieser Empfeh- 
lung beschrieben sind. 


VII. Schlußbestimmung 

46 , Genießen wissenschaftliche Forscher eine Stel- 
lung, die in mancher Hinsicht günstiger ist als die in 
dieser Empfehlung vorgesehene, so soll diese Emp- 
fehlung nicht dazu benutzt werden, die bereits er- 
worbene Stellung zu beeinträchtigen. 

Der vorstehende Wortlaut ist der verbindliche Wort- 
laut der Empfehlung, die von der Generalkonferenz 
der Organisation der Vereinten Nationen für Erzie- 
hung, Wissenschaft und Kultur auf ihrer achtzehnten 
Tagung, die in Paris stattfand und am 23. November 
1974 für geschlossen erklärt wurde, ordnungsgemäß 
angenommen wurde. 

Zu Urkund dessen haben wir sie am 23. November 
1974 mit unseren Unterschriften versehen. 


Der Präsident der Generalkonferenz 
Magda Joborü 


Der Generaldirektor 
Amadou-Mahtar M'Bow 




